
Aktenzeichen: 1 AZR 260/81
Bandesarbeitsgericht 1. Senat

I. Arbeitsgericht Bremen

II. Landesarbeitsgericht 
Bremen

Urteil vom 22. Februar 1983
- 1 AZR 260/81 -
Urteil vom 10. April 1979
- 2 Ca 2017/78 -
Urteil vom 24. Juni 1980 
- 4 Sa 131/79 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja
Für die Fachpresse: Ja

EntscheidungsStichwort:

Geltendmachung eines Abfindungsanspr. durch uhbez. Klage

Gesetz: BetrVG 1972 § 113. § 111; KSchG 1969 § 10
Abs. 1; TVG § 4 Ausschlußfristen; ZPO § 253 
Abs. 2 Nr. 2; Rahmentarifvertrag für die 
Angestellten des Baugewerbes vom 14. Juni 
1971 § 14

Leitsätze: l.a) Eine tarifliche Ausschlußklausel, die 
alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhält- 
nis und solche erfaßt, die mit dem Ar­
beit sverhaltnis in Verbindung stehen, 
ergreift auch Abfindungsansprüche des 
entlassenen Arbeitnehmers nach § 113 
Abs. 3 in Verb, mit Abs. 1 BetrVG (wie 
BAG 30, 347).

b) Zur ordnungsmäßigen Geltendmachung ei­
nes solchen Abfindungsanspruchs gegen­
über dem Arbeitgeber genügt die Erhe­
bung einer Klage, die die Bähe der zu 
zahlenden Abfindung in das Ermessen des 
Gerichts stellt, jedenfalls dann, wenn 
die für die Bemessung der Abfindung 
maßgebenden Umstände in der Klageschrift 
mitgeteilt werden. Einer Bezifferung 
des Abfindungsanspruchs bedarf es in 
einem solchen Falle nicht.

2.a) Bei der Ermittlung der regelmäßigen 
Beschäftigtenzahl des Betriebes nach 
§ 111 Satz 1 BetrVG ist auf den Zeit­
punkt abzustellen, in dem die Beteili­
gungsrechte des Betriebsrats nach den 
§§ 111, 112 BetrVG entstehen. Maßgeb-
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lieh ist jedoch nicht die zufällige 
tatsächliche Beschäftigtenzahl zu die' 
sem Zeitpunkt, sondern die normale 
Beschäftigtenzahl des Betriebes, d.h. 
diejenige Personalstärke, die für den 
Betrieb im allgemeinen kennzeichnend 
ist.

b) Zur Feststellung der regelmäßigen Be­
schäftigtenzahl bedarf es eines Rück­
blicks auf die bisherige personelle 
Stärke des Betriebes und - außer im 
Falle der Betriebsstillegung - auch 
einer Einschätzung der künftigen Ent­
wicklung.
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1 ftZR £60/81
ft 5a 151/7? Breien

Uerkdndat an 
2 2 , Februar 19B3 Im Namen des Volkes!
StockOT, 
Aatalnepektcrln 
ala Urkundebeanter 
übt GeBchfiftsatelle

Urtoll
In Sachen

PP

hat dar Erate Senat dae Hundeaarbeitageriohte aufgrund dar 
mUndlichan Verhandlung von 2 2 , Februar 19B3 durch dan Prä- 
aldantan ProfaaHor Dr* Kiaeel, dla Richter Dr. 5aldanatickar 
und Hatthea aovie die ehrenaatlichan Richter Hoaar und An- 
derauh für Recht erkanntr

Die Revision dar Beklagten gegen daa Urteil 
des LarrdeBarbeitegerichte Breien von 24. Ju­
ni 19BO - 4 Sa 151/79 - vlrd auf Kosten der 
Beklagten zurDckgevlesen«

V o n  R ä c h t e  a a g s n l
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Tatbeatanrfi

Dio Parteien streiten darüber, ob dem Kläger eine Ab­
findung ela Nachtailaausgleich gemäß | 11? Aba. 3 in Verb.
■it Aha. 1 BetrVG zusteht.

Die Beklagte let ein Bauunterneheen mit Haupteitz in 
Hünetar/Vaatfalan und ult mehreren Zweigniederlassungen in 
Bundesgebiet* Von ihren Zweigniederlassungen hat die Beklag­
te in den vergangenen Jahren einige etlllgelegt, darrunter 
auch die Zweigniederlassung in Bremen» die zue 31. Dezae- 
bez 1977 etlllgelegt wurde.

Der am 9* September 1921 geborene Kläger war ln den 
stillgalegten Breuer Betrieb seit dem 1. April 1969 als Buch­
halter beschäftigt* Sein Bruttomonatagahelt betrug zuletzt 
2.600,—  DH. Nach den schriftlichen Arbeitevertrag Bellten 
für dae Arbeitsverhälthis der Parteien die larifvsrträge 
rür dis technischen und kaufmännischen Angestellten dee Bau­
gewerbes in der Bundesrepublik Deutschland galten. Der maß­
gebliche Hahmentaxifvertreg für die Angestellten dee Bau« 
gewarbee (Angeetellten-RTV-Sau) van 14* Juni 1971 enthält 
in Beinee $ 14 eine AuBechluQkleueel mit folgendem Wortlauti

"AuaechluBfrieten
1, Alle beiderseitigen Ansprüche aus 

dae Arbaltavarhältnie und selche, 
dis eit dam Arbeitsverhälthis in 
Verbindung stehen, verfallen, wenn 
eie nicht innerhalb von zwei Nona- 
ten nach der Fälligkeit gegenüber 
dar anderen Vertragspartei Schrift« 
lieh erheben Verden,

Lehnt die Gegenpartei den Anspruch 
ab oder erklärt eie sich nicht in« 
nerhalb van zwei Wochen nach der

2.
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Galtendiachung dee Anspruchs, ao verfallt dieser, wann ar nicht in­
nerhalb von ziel Monaten nach der 
Ablehnung oder dam Friatablauf ge­
richtlich geltend geaacht wird*"

Der Brewer Betrieb der Beklagten Katta einen aua drei 
Personen baatahandan Betriebsrat. Bie einechlieBlioh Juni 
1977 varen dort stets mehr ela ZG wahlberechtigte Arbeit­
nehmer beechUftigt. Nachdem die Beklagte »egen der schlech­
ten Auftragelage im Juni 1977 einigen Mitarbeitern gekün­
digt hatte, asnk die BalegechafteetBrke nach der Daretsl- 
lung der Beklagten unter 21, und zwar acll der Betrieb im 
Juli noch 2D, ln Auguat und September 19, im Oktober 14,
Im November 13 und ie Dezember 1977 noch 12 Mitarbeiter ge» 
habt haben.

le Zueammanhang mit den ie Juni 1977 ausgesprochenen 
Kündigungen hatte der Betriebsrat mit Schreiben an die Be­
klagte vom 10. Juni 1977 darauf hlngewieeen, daG bei objek­
tiver Beurteilung der Sachlage mit der eukzeaaiven Entlas­
sung der geaalten Belegschaft und der SchlieBung dee Betrie­
bes zu rechnen sei; er forderte die Beklagte Zur Beachtung 
seiner Betailigungazechte nach 5 111 BetrVG auf. Die Beklag­
te antwortete mit Schreiben vom 1. Juli 1977, sie habe nicht 
die Abeicht, die Niederlassung Bremen zu schließenf eie sei 
lediglich gezwungen, den Personalbestand der ungünstigen 
Harkt- und Auftragelags snzupeaesn, Wae keine BetziebaBn- 
derung daretelle.

Mit Schreiben vom 4« Juli 1977 wiederholte der Betriebs­
rat seinen Rschteetandpunkt, Übersandte den Entwurf eines 
Sczlalplane und orkllrta, dsß er mit den Kündigungen und 
der Betrieb^Änderung nur einvsretenden sei, wenn für alle 
Betroffenen ein entsprechender Hirtesusgleich geschaffen 
eerde.

Unter dee 13* Juli 1977 schrieb die Beklagte dem Be­
triebsrat erneut, daB eie eins Schließung dea Bramer Betrie-
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bee nicht beabelohtlge und daß eine PeraonalroduziBrung zur 
Anpaeeung en die verschlechterte Auftragslaga keine betei- 
llgungepflichtige Hetriebsinderung in Sinne van § ill BetrVG 
eei.

Kit Schreiben vee 5. Dezember 1977 teilte die Beklag­
te dem Betriebsrat mit, daß eie nunnehr den Betrieb achlie- 
Ben und die Belegschaft entlseaen nüeae. Das Schreiben lau­
tet:

"Von der in der Sauwirtschaft Bich wei­ter verschlechternden Auftragalage let 
auch unsere Firne in allen Bereichen 
betroffen» Eine Besserung ist in ab­
sehbarer Zeit nicht zu smarten.
Wir sind daher zu unserem Bedauern 
gezwungen* unseren Personalbestand 
der verringerten Auftregslege en- 
zupsBsen*
Naohdea eua diesen Grunde bereite die 
Niederlassungen Mönchen* Hasburg und 
Köln geschlossen wurden* mUeaen wir 
leider such die Niederlassung Bremen 
zun 71. 12. 1977 schließen.
Alle dort sngseteXlten* noch tätigen 
Mitarbeiter sollen friatgemlfl eit 
den 71. 12. 1977 gekündigt werden. 
Aufstellung anbei.
Eine Versetzung zu den restlichen 
Niederlassungen Münster* Eason* Han­
nover und Frankfurt lat leider nicht 
möglich* da auch dort aufgrund der 
schlechten Auftragalage der PeTaa- 
nslbeatand zu groß ist.
Wir gehen den Betriebsrat hiermit 
von unserer KDndigungaabeicht Kennt­
nis und bitten un fristgemäße Be­
nachrichtigung* wenn dagegen Ein­
wend erhoben wird.11

Hierzu nahe der Betriebsrat unter dam 14. Dezember 2977 
wia felgt Stellungi

"ln Beantwortung Ihres persönlich am 
B. Dezember 1977 Dberbraohten Schrei­
bens vom 7. d, H» teilen wir Ihnen
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mit, daß vir bei ainar Betriabs- 
achlleBung gegen die beabsichtigten 
KOndigungan keinen Einoand erheben 
können.
Entgegen Ihrer mehrfach gemachten Äu­
ßerung, daß der Betrieb nicht ge­
schlossen wird, haben lir es jetzt 
schriftlich vcrliegsn, daß die Nieder­
lassung doch an 31. Dezember 1977 
geschlossen wird* Wir fordern daher 
nochmals die Anerkennung dee ihnen 
an 4. 7* 1977 übersandten Sczialple- 
nao*n

Nunmehr kündigte die Beklagte den noch verhllabenen 
Nitarbeitern dee Breuer Betriebes, der zun 31. Dezenter 1977 
etillgelegt wurde, Don KlUger vurde mit Schreiben vom ld» 
Dezember 1977 fristgemäß zum 3D. Juni 197B gekündigt. Nach­
dem er einige Ncnate arbeiteloe geveeen war, het er ab dem 
24* November 197B eine neue Stellung gefunden.

Nit seiner am 10. Januar 1978 bell Arbeitsgericht sin­
gereichten Klage begehrt der Kläger die Verurteilung der 
Beklagten zur Zahlung einer Abfindung nach $ 113 Abe. 3 ln 
Verb, eit Abe, 1 BetrVG, Vobei er die Hdhe dee zu zahlen­
den Betrags® ln dee Ermessen dee Gerichte gestellt hat. Er 
het vorgetragen, dis Stillegung der Bremer Niederlassung 
aei eine Batrlebeänderung» bei der die Beklagte den Betriebe« 
rat genlß den 54 Hl, 11Z BatrUß hätte beteiligen möessn.
Die Beklagte habe ee Jedoch abgelehnt, mit dem Betriebsrat 
wegen einee Interessenausgleiche und eines Sczlalplane zu 
verhandeln, ln Bremen eeien regelmäßig mehr als 20 Arbeit» 
nahHer beschäftigt gewesen.

Der Kläger hat Ir r  erster Instanz beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 
eine Abfindung zu zahlen, deren Nä­
he das Gericht faateatzan mag.

Die Beklagte hat beantragt,
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51» hat entgegnet; Zur Einschaltung des Betriebsräte 
aal sie schon daeiegan nicht verpflichtet gewesen, veil der 
Bremer Betrieb zur Zeit der BeechluBfaeaung Ober die Betriebs­
stillegung weniger ale 21 Mitarbeiter gehabt habe» Der Ent­
schluß, den Betrieb in Bremen stillzulegen, eel am 2B» Ne­
ve ab er 1977 gefaßt Verden* Zu dieesT Zeit seien aber nur 
noch 13 Arbeitnehmer ln Bremen beschäftigt gewesen, nämlich 
sieben in stationären Bereich und sechs suf Bauetellen. Vor 
November 1977 habe sie noch nicht die Absicht gehabt, die 
Bremer Niederlassung zu schließen, Inebeaondere sei mit der 
firaenintarnen Ankündigung von 11* Mai 1977, Entlassungen 
auesprechan zu sollen, nicht die Abeicht verbunden gewesen, 
den Betrieb ohne größere Zahlungsverpflichtungen für die 
Geklagte nach und nach etillzulegen. Es seien damale auch 
nur einige wenige Entlassungen ausgesprochen warden. De aber 
ln Jahrs 1977 Aufträge zu kostendeckenden Prolaon nicht her­
ein ge kommen seien und die Niederlassung Breeen bei ihrer 
personellen Ausstattung grBßera Aufträge nicht hebe auefOh- 
ren kühnen, sei man echlieBlich zur Stillegung gezwungen 
gewesen. Seit Oktober 1977 habe dis Breuer Niederlassung 
keine Umsätze auf Baustellen mehr gemacht, well keine Bau­
stellen mehr vorhanden gewesen seien* Neue AuftrBgs seien 
nicht in Sicht gewesen. Das gesamte noch vorhandene Perso­
nal habe mehr oder weniger schon Beit Honaten keine Beschäf­
tigung mehr gehabt.

Sie hebe im übrigen am B, Dezember 1977 versucht, mit 
den Betriebsrat einen Interessenausgleich herbeizufßhren, 
Vorschläge, wie der Stillegung begegnet werden kHnne, he­
be der Betriebsrat Jedoch nicht gemocht, sondern nur auf 
ealnem Standpunkt beherrt, daB ein Sozlelplen aufgeetellt 
werden milsae. Dazu bestehe jedoch keine rechtliche Verpflich­
tung.

Schließlich eei der Klagoenspruch aber auch verfallen, 
weil dar Kläger ihn innerhalb der tariflichen AuaechluBfrlet
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nicht ordnungsgemäß geltend gemocht habe. Hierzu gehöre ei­
ne zumindest annähernde Bezifferung des Anspruchs» Deren 
hebe es der Kläger fehlen leesen. Eine Klage, die die Nä­
he dse Ansprüche in des Ermessen des Gerichts stelle, kön­
ne nicht eie ordnungsaüBigs Geltendmachung angesehen esr-

Dee Arbeitsgericht hat die Beklagte zur Zahlung einer 
Abfindung an den Klüger in Höhe von 12.6ÜD,—  DH verurteilt.

Hiergegen hat die Beklagte mit dem Ziel der Klageeb- 
veieung Berufung eingelegt und ferner beantragt, den Klä­
ger zur Rückzahlung des aufgrund des erstinstanzlichen Ur­
teils bereite gezahlten Abfindungsbetrages von 12,600,—
DH nebet B % Zinsen seit dem 11» Juli 1979 zu verurteilen*

Dae Lendeearbeitagsricht hat die Berufung deT Beklag­
ten zurttckgsvlesen und Ihren Zahlungsantreg abgewiesen. Ea 
hat die Reviaien nicht zugalaeaen»

Auf die NichtzulaBBungabeschvezde der Beklagten legen 
Divergenz hat der Sanet durch Baachlufl voi 7. April 1931 
- 1 AZN 314/ßÜ - die Revision zugalBseen,

Hit ihrer daraufhin eingelegten Revision verfolgt die 
Beklagte ihren Klageabselsungs- und ihren Zehlungsantrag 
velter, während der Kläger um Zurückweisung der Reviaien 
bittet.

Entscheldungaq rO n de i

Dis Revision ist unbegründet. Die Vozinetanzeh haben 
dam Klüger zg Rächt einen Abflndungaansprueh nach S 113 Aba, 
3 in Verb, mit Abe. 1 BetrVG zuerkennt.

1, Dem Lendasarbaitsgarlcht ist im Ergebnis zunächst dar­
in zuzuetlmmen, daß dar singsklagte Abflndungaansprueh nicht 
wegen Versäumung der tariflichen AueechluBfriet dea 5 14
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AngBstelltan-ftTV-Gau verfallen ist« Entgegen der Aneicht 
der Revision let der Kiegeanepruch rechtzeitig crdnungege- 
■13 geltend gemacht Verden!

1* Die AuaschluBklauael dee hier einechllgigen Rahnenta- 
rifvartragaa entspricht wörtlich der Auaechlußklauaal dea 
5 16 BRTV-Bsu. FUr diese hat der Senat bereite ausgespro­
chen, da3 sie wegen ihrer denkbar weiten Feaeung - eie er­
faßt neben Ansprüchen eue dem ArbeitavarhHltnie auch Sel­
che, die mit den Arbeiteverhältnie ln Verbindung atehen - 
auch auf Abflndungsaneprüche nach | 113 Abe. 3 in Verb, mit 
Abe. 1 BetrVG anzueenden let (Senateurteil von 20. Juni 1978 
- 1 AZH 102/76 SAG 30, 347 = AP Nr. J zu S 113 BetrVG 
1972] ebenBO euch SenatBurteil Vaa 3, Auguat 19B2 - 1 AZR 
77/81 zur Veröffentlichung ln der Fachpresse vorgeeshen). 
Der Kiegeanepruch muBte daher zur Yaraeidung seines Verfalle 
innerhalb von zwei Monaten nach übt Filligkeit schriftlich 
gegenüber der Oeklagten geltend gemacht werden.

2* Oer Kläger hat innerhalb der zwelmonatlgan tariflichen 
AuaachluBfriet seinen AbfIndungaanapxuch eingeklagtj die 
vorliegende Klage iat am ID, Januar 1978 bale Arbeitsgericht 
eingegangen und der Beklagten em 13* Januar 1970 Zugeatellt 
worden. Hit dieser Klage war dem Erfordernis der schrift­
lichen Geltendiachung genügt.

DaO dis Klage keinen bezifferten Antrag enthielt, 1st 
unschädlich. Nach Q 113 Aba* 1 BetrVG gilt fUr die HHhe dar 
Abfindung die Vorschrift dee $ 10 KSchG entepreohend, die 
fQr dis Abfindung Je nach Lebensalter dae Arbeitnehmers und 
der Dauer seines 8eschäftigungaVerhältniswes beatinata HBchat- 
granzen faetlsgt] innerhalb dieser Höchstgrenzen sntachei- 
det das Gericht nach billigem Ermeeawn. Deshalb braucht dar 
Arbeitnehmer die HBhe der von ihm alt der Klage geforder­
ten Abfindung nicht zlffernwüBig anztigeben, sondern kann 
Bia in daa Ermessen daa Gerichts stellen (Dietz/Richardl,
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BetrVG, 6. Aufl., 5 113 Rz 38r Fitting/Auffarth/KeieBr, BetrVG, 
13. Aufl,, § 113 Rz 13; Galperin/LBeiach, BetrVG, *, Aufl.,
5 113 Rz 34; KR-Beckor, 5 ID KSchG Rz 64). Ein solcher Kla­
geantrag »ahrt dee Beetinstheitearfordernis des S 233 Aba.
2 Nr. 2 ZPO, vann die fllr dla Bemessung dar Abfindung maß­
geblichen Umstände mitgeteilt »erden. Das iet hier gesche­
hen. Dar Kläger hat ln seiner Klageschrift eein Lebensal­
ter, Art und Dauer seiner Beschäftigung bai dar Beklagten 
und sein nonatliches Bruttsgehslt angegeben*

An die tariflich vorgeachriebene schriftliche Beitend- 
mecfiuhg dse Ansprüche ktinnen keine strengeren Anforderun­
gen gestallt eerdan ala en die als zeaita Stufe in der ta­
riflichen Vsrfsllklaueel ebenfalle vorgesehene Klageerhe­
bung als stärkste und eindringlichste Ferm dar Geltendma­
chung,

Auch Sinn und Zveck tariflicher AueaohluQklauaaln ver­
langen keine Bezifferung dse geltend zu sechenden Ahfindungs- 
anspruchs. Die Geltendmachung seil dem Schuldner alsbald 
Klarheit verschaffen, welchs Ansprüche ln welcher Gröflen- 
erdnung nach gegen Ihn erhoben Beiden, und sie seil Ihn in 
die Lege vereetzen zu prUfen, ob er den Anspruch ganz oder 
teilweise als berechtigt anerkennen oder ob er ihn stilah­
nen will (BAG Urteil voi 3D. Pel 1P7Z - 1 AZR 427/71 -, AP 
Nr. 30 zu $ 4 TVG Ausschluß Tristen, zu LI 1 dar Gründe; Ur­
teil vom 3. März 1?B1 - 3 AZR 55S/7B -, AP Nr. 9 zu I 7D 
BAT, zu II 2 e der Gründe). Wird eine Abfindung ohne Bezif­
ferung geltend gewacht, eo muB der Arbeitgeber dealt rech­
nen, dsB er bie zur gesetzlichen HDchatgrenze dse % ID KSchG 
ln Anspruch genommen werden soll. Da dew Arbeitgeber ln der 
Regel euch die für die Bemessung der Abfindung seBgehenden 
Teteechen wie Insbesondere das Lebensalter, die Dauer dee 
BesEhUFtlgungaverhHltnieaea und die Höhe dee Hcnataverdien- 
ates seines Arbeitnehmers bekennt sind, lat er ohne velte- 
zea ln der Lage, eich darUber schltleaig zu werden, ob und
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gegebenenfalls ln solcher Höhe er dar Abflndungefcrderung 
entsprechen fill, ln vorliegenden Falle hat der Kläger die 
maßgeblichen Umstünde in Belner Klageschrift selbst schon 
■itgeteilt. Finer genauen Bezifferung dee geforderten Ab- 
flndungabetrsges bedurfte es daher nicht»

Für ihre gegenteilige Ansicht kenn sich die Revision 
nicht auf dse Urteil des Senats vna ZU, Juni 1970» aeD, stüt­
zen* Zver heißt ee dort zu Ziff. 3 der Gründe, der einge­
klagte Abflndungaenepruch eei mit der Entlaeaung dee dama­
ligen Klügere fBlllg gewordenj zu dieser Zeit sei der Klü­
ger auch in der Lege geeeesn, seinen Abfindungeaneprech we­
nigstens annähernd zu beziffern und ihn ordnungegenaß gel­
tend zu machen! Bel ieclierter Betrachtung kann dieeer Setz 
in der Tat dahin Verstanden Werden» sIb sei eine Wenigstens 
annähernde Bezifferung zur ordnungsgemäßen Geltendmachung 
eines AbfindungsanBprucha unerläßlich, Das entapriohe je­
doch nicht der Auffassung das Senate. Vielmehr hat der Se­
nat in dam genannten Urteil weiter auagefOhrt, daB der dor­
tige Klüger den Ahfindungeenepruoh aretiale durch seine - 
allerdings verspätete - Klageeihebung, bei der er - wie dar 
Kläger dee vorliegenden Rechtsstreits - die Höhe der Abfin­
dung auch in dse Erneaeen dee Gerichte gestellt hatte, im 
Sinne der tariflichen Verfallklaueel Schriftlich geltend 
gemacht habe. Damit hat der Senat schon damals zum Ausdruck 
gebracht» daß er eine solche Abfindungaklage eit unbezif- 
fertea Klageantrag als ausreichende Geltendmachung aneieht,

II. Das Landeearbeitagerlcht hat euch zu Recht angenommen, 
dsQ die gesetzlichen Vcrsuasetzungsn für den eingeklegten 
Abfindungaanaprucfi gegeben eind*

1. Die Vorschriften dar 55 111 bie 113 BetrVG gelten nur 
für Betriebe ait in dar Regel mehr als 20 wahlberechtigten 
Arbeitnehmern <5 111 Satz 1 BetrVG). Des traf für den Bre­
mer Betrieb der Beklagten zu.
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Bei der Ermittlung der regelmäßigen Beschäftigtenzahl 
ist auf den Zeitpunkt abzuetellen, in dem die Betsiligungs- 
rechte des Betriebsrats nach den iS 111p H Z  BetrVG antste- 
heh (Dietz/Richardi, aaü, 5 111 Re 10 j Gelperin/Lüviachj 
asO, $ 111 Rz 3) und nicht etva auf die Zeit der Wahl des 
amtierenden Betriebsräte; auch ein mehrgliedriger Betriebs­
rat, der erst für Betriebe eit in der Regel mindestons 21 
wahlberechtigten Arbeitnehmern zu wählen ist, variiert au­
tomatisch die Betelllgungereohte bei Betriobainderungen, 
wann die Arbsitnehmerzehl während der Astezelt dee Betriebs­
rats nicht nur vorübergehend auf aenlger ale 21 sbainkt {fit 
ting/Auffarth/Kslsar, asQt S 111 Rz 1). Allerdinge keimt 
sä nicht auf dla zufällige tateichliche Beschäftigtenzahl 
im Zeitpunkt der Entstehung der Beteiligungsrechta des Be­
triebsrats ent maßgebend let vielmehr die Regelarbeitnsh- 
merzehl. Dies ist nicht die durchschnittliche Beachiftig- 
tenzahl eines beetimiten Zeiträume, sondern dis normale Be­
schäftigtenzahl, slao diejenige Psreonalatirke, die fllr den 
Betrieb im sllgeasinen kennzeichnend lat (Galperin/Lüwisch, 
eaB, S 1 Rz 32| Dletz/Riohardf, aaa, S 1 Rz 1Z?K

Zur Feststellung der regelmäßigen Beschäftigtenzahl 
bedarf sa nach dar Rechtsprechung dee Senats sinaa Rückblick 
auf die bisherige personalia Stärke das Betriebes und ei­
ner Einschätzung der zukünftigen Entwicklung {BAB 20, 203, 
211 = AP hr. 1 zu H  BetrVG 1972, zu III 3 c der Gründa), 
ln Falle einer BotriebBänderung in der Form der Betriebs­
stillegung kann nur ein' ROokbllok auf die bisherige Beleg­
schaftsstärke in Frage koamen*

Zwischen den Parteien lat streitig, zu welchem Zeit­
punkt die Beklagte sine Stillegung ihres Bremer Betriebes 
inB Auge gefaßt hat und welche regelmäßige Belegschaftsstär­
ke der Betrieb im fraglichen Zeitpunkt aufiiee. Des Landee- 
arbeltagerloht het hierzu keine eigenen Feststellungen ge­
troffen, sondern iat schon aufgrund das Tetseohenvorbrlngens
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dot Beklagten zu den Ergebnis gelangt, daß euch as 28* No­
vember 1977, als dis Beklagte nach ihren Angaben den Stille- 
gungsbsechluß faßte, nach van einer flegelerbsitnehmeTzahl 
von sehr ela 20 auezugehen 1st* Den lat zuzustiranen.

Nach den Angaben der Beklagten waren zwar iir November 
1977 in ihrer Bremer Niederlassung nur noch 13 Arbeittieh- 
■er beschäftigt. Des entspricht aber nicht der normalen Be- 
schäftigungsetärke des Betriebes, Bis einschließlich Juni 
1977 waren in dee Betrieb stets sehr als 2D vshlbsrschtig- 
te Arbeitnehmer beschäftigt. Erst infolge der in Juni 1977 
wegen der verschlechterten Auftregslage vorgenomnenen Per- 
eonalreduzierung Sank dis BelegBchefteetärko ob Juli 1977 
unter 21 eb. Diese verminderte Belegschaftsstärke ist aber 
hie November 1977 nicht sehr zu einer den Betrieb kennzeich­
nenden regelmäßigen Pereoneletirke geworden. Noch dem Vor­
bringen der Beklagten machte die Bremer Niederlassung ab 
Oktober 1977 auf Baustellen Oberhaupt keinen Umaatz mehr, 
veil keine Baustellen mehr vorhanden waren* Neus Auftrags 
saren nicht in Sicht; das gesamte noch vorhandene Personei 
hatte mehr oder weniger echon seit Monaten keine Beschäf­
tigung eshT. Es kann also nicht gesagt werden, daß sich nach 
dar Pereonslreduzlerung eenlgatene fDr eine gewisse Zeit 
eine der verminderten PeraonaletBrke angepaßte noTeele Bn- 
triebstätlgkelt entwickelt hätte und daß deshalb nunmehr 
der verringerte Personalbestand zur regelmäßigen Belegschafts­
stärke geworden wäre* Ea ist daher such in Zeitpunkt das 
StlllegungebsachlUBBBs der Beklagten noch von einer Ober 
20 liegenden Regelarbeltnshmerzehl des Betriebes euazuge- 
hen, ec daB die Bateiligungerechte des Betriebsrats nach 
den Sfi 111, 112 BatrVG vor der Stillegung zu bseohten wa­
ren »

2. Die Beklagte hat den Betrieb stillgelegt, ohne vorher 
einen Interessenausgleich mit dem Betriebsrat versucht zu 
hohen, so daß dar Kläger nach 5 113 Abs. 3 ln Verb* mit Abs,
1 BstrVB sine Abfindung verlangen kann*
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I

Dio Beklagte hätte den Betriebsrat vor Beginn der Durch­
führung der Betriebsstillegung einechalten und mit ihm über 
einen Interessenausgleich verhandeln müssen. Des let nicht 
geschehen* Das dem Betriebsrat bi B, Dezember 1977 überge­
bene Schreiben der Beklagten vaa 5« Dezember 1977» mit des 
der Betriebsrat erstmals van der beabsichtigten Schließung 
dar Brener Niederlassung in Kenntnis gesetzt »fürde, dien­
te nicht dazu» Verhandlungen alt das Betriebsrat Ober ei­
nen Interessenausgleich aufZunahmen* Vielmehr enthält daa 
Schreiben nur eine Unterrichtung des Betriebsrats Uber die 
beabsichtigte Kündigung sämtlicher Belegechaftealtglieder 
unter Angabe dar dafür angeblichen Gründe aonrie dis Bit­
te an den Betriebsrat um fristgerechte Bekanntgäbe etwai­
ger Elnvendungan gegen die Kündigungen* Dsait kam die Be­
klagte nur ihrer gesetzlichen Pflicht zur Anhörung des Be- 
triebsrets vor Jeder Kündigung neoh 102 Abs. 1 BetrVG).
Hit der Einleitung dea AnhBTungsvarfehrena zog dia Beklag­
te bereits die Konsequenzen aus dea von ihr gefaBten Stllla- 
gungebeschluß, indem eie die betrlebsverfsesungsrechtlichen
Voraussetzungen für die Kündigung der nach vorhandenen Be­
legschaftsmitglieder und damit für die Verwirklichung ih- 
reB Stillegungaplanea schuf* Der Betriebsrat antwortete un­
ter dem 14. Dezember 1977 und verlangte dia Aufstellung ei­
nes Sozialplane. Wann er in dem Schreiben erklärte, deB er 
"bei einer BetrlebaechliaBung gagen die beabsichtigten Kün­
digungen keinen Einsand erheben könne", ao bedeutet dies 
nicht, daB er damit such sein Einverständnis zu der von der 
Beklagten beschlossenen BetrlebaaehliaOung gegeben hätte, 
sondern besagt lediglich, daB er, wenn der Betrieb sehen 
geschlossen werden soll, keine GrDnds gegen die Kündigun­
gen anfUhren künne.

Bereits unter den 14« Dezsaber 1977 ist dea Kläger die 
Kündigung erklärt warden, spätestens deduroh hat die Beklag­
te alt der Vereirklichung ihres Stillegungeplanee begonnen» 
ahne daß eie bis dahin ernsthaft versucht hätte, nit dem 
Betriebsrat zu einem Interessenausgleich zu kommen. Damit
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Bind die gesetzlichen Voraussetzungen für einen Abfindungen 
anapruoh dee Klügere erfüllt.

3« Dee Arbeitsgericht und ihn folgend das Landaeerbalta- 
garieht heben die dem KlBger zuetahanda Abfindung unter Be­
rücksichtigung eeines Lebensalters, der Dauer seiner Betrieben 
Zugehörigkeit und seiner feet fünfmonatigen Arbeitslosig­
keit auf 15*600,» DH festgesetzt« Dee entspricht den 6-fa- 
chen Hcnetsgehelt des KlBgers und let aus Rechtagründen nicht 
zu beanstanden* Auch die Revision erhebt hiergegen keine 
Einwendungen*

Hobst An de re oh

Dr» Kiesel Dr» Seidenetlcksr Hatthea
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